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Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kapitalverkehr- 
steuergesetzes (KVStÄndG 1953) in der nachstehenden Fassung 
zuzustimmen; 

2. den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Verkehrsteuern 
— Nr. 2842 der Drucksachen — durch die Beschlußfassung zu 
Punkt 1 für erledigt zu erklären. 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 
(KVStÄndG 1953) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz vom 1 6. Ok- 
tober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1058) wird 
wie folgt geändert: 

Im § 7 Abs. 1 wird am Schluß der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und die folgende 
Ziffer 3 hinzugefügt: 

„3. deren Hauptzweck die Verwaltung des 
Vermögens für einen nicht rechtsfähi- 
gen Berufsverband ist, wenn ihre Er- 
träge im wesentlichen aus dieser Ver- 
mögensverwaltung herrühren und aus- 
schließlich dem Berufsverband zuflie- 
ßen und wenn der Zweck des Berufs- 
verbands nicht auf einen wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist,“. 

§ 2 

Ermächtigung 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften 
durch Rechtsverordnungen zu erlassen 

1. über die Zuständigkeit, 

2. über die Beistandspflicht der Urkunds- 
personen, 

3. über die Gestaltung des Prägestempels zur 
Abstempelung der Steuerausweise für aus- 
ländische Wertpapiere, 

4. über die Erteilung von Bescheinigungen 
über ungültig gemachte Steuerzeichen, 

5. über die Zubilligung der unbeschränkten 
Händlereigenschaft in besonderen Fällen, 

6. über das Ortsgebiet der Wertpapierbörsen, 

7. über das Verfahren bei der Eintragung in 
die Händlerliste, 

8. darüber, inwieweit die Schuldner der 
Börsenumsatzsteuer in erster Linie und in 


zweiter Linie in Anspruch zu nehmen sind 
und wie dabei zu verfahren ist, 

9. darüber, welche Händler unter welchen 
Voraussetzungen vom Abrechnungsverfah- 
ren befreit werden können, 

10. über die Zahlung der Steuer, 

11. über die Gestaltung und Herstellung von 
Börsenumsatzsteuermarken sowie darüber, 
ob und inwieweit bei Ausgabe veränderter 
Börsenumsatzsteuermarken bisherige Bör- 
senumsatzsteuermarken weiter verwendet 
werden dürfen oder für ungültig zu er- 
klären sind, 

12. darüber, ob für den Umtausch oder den 
Ersatz von Börsenumsatzsteuermarken eine 
Gebühr zu entrichten ist, 

13. über die Führung und Ausgestaltung der 
Prüfungslisten. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Kapitalverkehr- 
steuergesetzes und der Durchführungsbestim- 
mungen zum Kapitalverkehrsteuergesetz in 
der jeweils geltenden Fassung mit neuem 
Datum bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 3 

Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigung erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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